
7. Zu den Maßnahmen zur Verstärkung der 
gesellschaftlichen Wirksamkeit der Tätigkeit 
der Schiedskommissionen

7.1. Zur Veröffentlichung der Entscheidungen 
(§ 21 Abs. 2 SchKO)
Bei der Festlegung der Veröffentlichung einer Entschei­
dung der SchK muß verantwortungsbewußt abgewogen 
werden, ob durch die Veröffentlichuhg die Wirkung 
der Beratung, die zur Lösung des Konflikts führte, be­
einträchtigt oder damit eine nicht gerechtfertigte Bloß­
stellung der betroffenen Bürger in der Öffentlichkeit 
herbeigeführt wird. Die Veröffentlichung ist nur in den 
in der SchKO genannten örtlichen Bereichen zulässig. 
Sie kann sowohl durch die Mitglieder der SchK, z. B. 
in einer Hausversammlung, als auch durch Aushang 
erfolgen. Im letzteren Falle ist die Dauer des Aushangs 
festzulegen, die in der Regel eine Woche nicht überstei­
gen sollte. Die Veröffentlichung ist erst nach Ablauf 
der zweiwöchigen Einspruchsfrist (§ 54 Abs. 1 SchKO) 
zulässig.

7.2. Zu den Empfehlungen zur Festigung von Ordnung, 
Disziplin und Sicherheit
(§ 14 GGG, § 22 SchKO, § 29 Abs. 4 StGB)

Die mit diesen Vorschriften gegebenen Möglichkeiten 
zur Erhöhung der Wirksamkeit der Beratungen der 
Schiedskommissionen sind voll zu nutzen. Empfehlun­
gen können in einer Sache auch an mehrere Organe 
gegeben werden, sofern sie für die Veränderung der 
konkreten Umstände, die die Rechtsverletzung oder 

'andere Konflikte begünstigen, zuständig sind.
Im Ergebnis der Beratung von Verkehrsstraftaten kann 
die SchK auch den zuständigen Dienststellen der Deut­
schen Volkspolizei eine Empfehlung zum Entzug der 
Fahrerlaubnis und zur Dauer des Entzugs unterbreiten.

Mit einer Empfehlung ist der Hinweis zu verbinden, 
daß der Empfänger gesetzlich verpflichtet ist, innerhalb 
von zwei Wochen zur Empfehlung schriftlich Stellung 
zu nehmen. Die Verwirklichung der Empfehlung ist zu 
kontrollieren.

7.3. Zur Kontrolle der Beschlüsse 
(§ 21 Abs. 1 und 3 SchKO)
Die Kontrolle der Verwirklichung der von der SchK 
gefaßten Beschlüsse durch ihre Mitglieder soll — wenn 
überhaupt eine längere Zeit erforderlich ist — im Hin­
blick auf die Regelung in § 61 Abs. I SchKO den Zeit­
raum eines Jahres nicht überschreiten. Die SchK kann, 
wenn sie bei ihrer Kontrolle eine positive Entwick­
lung feststellt, eine vorher festgelegte Kontrollzeit ab­
kürzen und die Kontrolle beenden.

7.4. Zu weiteren Möglichkeiten vorbeugender Tätigkeit 
(§ 12 GGG)
Neben der vorbeugenden Tätigkeit und Erziehungs­
arbeit, die sich unmittelbar aus der Beratung wegen 
Vergehen, Verfehlungen, Ordnungswidrigkeiten, Ver­
letzung der Schulpflicht, arbeitsscheuen Verhaltens und 
aus der Lösung zivilrechtlicher und anderer Rechts - 
Streitigkeiten ergibt, sind die Möglichkeiten, dem Ent­
stehen von Straftaten und anderen Rechtsverletzungen 
sowie Rechtsstreitigkeiten mittels der in § 12 GGG ge­
wiesenen Formen der Zusammenarbeit mit anderen 
gesellschaftlichen Kräften entgegenzuwirken, voll zu 
nutzen. Führt die SchK dazu Aussprachen mit Bür­
gern durch, sind dies keine Beratungen gemäß § 10 GGG 
bzw. Kapitel III und IV der SchKO, da diese Ubergabe­
entscheidungen oder Anträge voraussetzen.
Erziehungsmaßnahmen gemäß § 11 Abs. 2 GGG, §§ 26, 
35, 41, 45 und 49 SchKO dürfen in solchen Fällen dem­
nach nicht festgelegt werden.

Beschluß des 22. Plenums des Obersten Gerichts zur Neufassung des Beschlusses 
des 18. Plenums des Obersten Gerichts vom 27. März 1968 zur Zusammenarbeit 
der Gerichte mit den Konfliktkommissionen auf dem Gebiet des Arbeitsrechts
Beschluß vom 19. März 1969 - I P1B 1/69 -

Zur weiterem Verbesserung der Zusammenarbeit der 
Gerichte mit den Konfliktkommissionen auf dem Ge­
biet des Arbeitsrechts, zur Gewährleistung der ein­
heitlichen Rechtsanwendung in der Tätigkeit der 
Konfliktkommissionen und bei der gerichtlichen Über­
prüfung und Durchsetzung ihrer Beschlüsse beschließt 
das Plenum des Obersten Gerichts unter gleichzeitiger 
Aufhebung des Beschlusses des 18. Plenums des 
Obersten Gerichts vom 27. März 1968 — I P1B 1/68 —* 
zur Zusammenarbeit der Gerichte mit den Konflikt­
kommissionen auf dem Gebiete des Arbeitsrechts:

I. Die Einleitung des Verfahrens und
die Vorbereitung der mündlichen Verhandlung
Die Anfechtung eines Beschlusses der Konfliktkom­
mission durch Klage (Einspruch) oder Einspruch des 
Staatsanwalts
1. In der Klage (Einspruch) gemäß § 21 AGO in Ver­
bindung mit § 58 Konfliktkommissionsordnung (KKO) 
sollen die Konfliktkommission, deren Beschluß an- 
gefochten wird, der Tag der Beschlußfassung und der 
Tag der Übermittlung des Beschlusses an den Kläger 
angegeben werden. Die Klage (Einspruch) sdll einen

» Der Beschluß 1st ln NJ 1968 S. 261 veröffentlicht.

Antrag enthalten, aus dem hervorgeht, inwieweit eine 
Abänderung des Beschlusses der Konfliktkommission 
gefordert wird. Zur Begründung des Antrages sollen 
die Umstände, die für die geforderte Abänderung 
maßgebend sind, sowie die zur Bestätigung der be­
haupteten Tatsachen geeigneten Beweismittel ange­
geben werden. Das Gericht hat dem Kläger aufzu­
geben, unvollständige Angaben zu ergänzen.
2. Erhebt der Staatsanwalt gemäß § 154 GBA in Ver­
bindung mit § 58 Abs. 3 KKO Einspruch, mit dem die 
Abänderung eines Beschlusses der Konfliktkommission 
beantragt wird, so hat das Gericht die Parteistellung 
des Antragstellers und des Antragsgegners in dem 
hierdurch eingeleiteten arbeitsrechtlichen Verfahren 
zu bestimmen und ihnen eine Abschrift des Einspruchs 
zuzustellen. Das gilt auch dann, wenn der Staatsan­
walt vor Anberaumung eines Termins zur mündlichen 
Verhandlung den Einspruch zurücknimmt.
3. Der Antragsteller hat das Recht, Klage zu erheben, 
wenn die Konfliktkommission in Anwendung des § 30 
Abs. 1 KKO in einem Beschluß festgestellt hat, er sei 
unbegründet auch der zweiten Beratung ferngeblieben. 
Die Klage kann nur darauf gestützt werden, daß er 
nicht unbegründet den Beratungen ferngeblieben ist 
(vgl. Ziff. 14 Buchst, b).
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